
 

 

  

(2) 

STADTBURGAU 

SATZUNG 
über die Gebühren des Stadtarchivs der Stadt Burgau 

(Stadtarchiv-Gebührensatzung) 

Die Stadt Burgau erlässt aufgrund der Art. 1, 2 Abs. 1 und Art. 8 Abs. 1 Satz 1 
Kommunalabgabengesetz (KAG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 4. April 1993 
(GVBl. S. 264, BayRS 2024-14), das zuletzt durch Art. 10b des Gesetzes vom 10. Dezember 
2021 (GVBl. S. 638) geändert worden ist, folgende Gebührensatzung für die Benutzung des 
Stadtarchivs der Stadt Burgau: 

5 1 
Gebührenpflicht 

(1) Die Stadt Burgau erhebt für die Inanspruchnahme des Stadtarchivs Gebühren nach 
Maßgabe dieser Satzung. 

Entstehen dem Stadtarchiv durch die Benutzung oder durch Leistungen für eine 
benutzende Person Auslagen, so sind diese neben den Gebühren zu entrichten. 

9 2 
Gebührenschuldner 

(1) Schuldner der nach dieser Satzung zu entrichtenden Gebühren und Auslagen ist diejenige 
Person, die die Leistung des Stadtarchivs in Anspruch nimmt (benutzende Person). 

(2) Mehrere Gebührenschuldner haften als Gesamtschuldner. 

5 3 
Entstehen und Fälligkeit, Vorschüsse 

(1) Die Gebührenschuld entsteht mit dem Tätigwerden des Stadtarchivs. Die Auslagen 
entstehen nach dem Anfall. 

(2) Die Gebühren und Auslagen werden mit ihrer Entstehung zur Zahlung fällig. 

(3) Die Gebühren und Auslagen sind nach schriftlicher Zahlungsaufforderung auf ein in der 
Zahlungsaufforderung angegebenes Konto zu überweisen. 

(4) Das Archiv kann angemessene Vorschüsse auf die Gebühren und Auslagen verlangen 
und seine Tätigkeit von der Bezahlung der Gebühren und Auslagen abhängig machen. 



         
    

  
    

      

  
          

        
    

    
     

   
      

 

          
    

    
   

     
    

    
    

        
      

     
      

 

     
 
   

    
   
   

       

5 4 
Höhe der Gebühren und Auslagen 

NachstehendeGebührenwerdenerhoben.Diese beinhaltenmit Ausnahmeder Auslagen 
nach Abs.5 die gesetzlicheMehrwertsteuer. 

(1) 

(2) 

(3) 

(4) 

(5) 

(1) 

(2) 

Für die Vorlage oder Versendung von Archivalien‚die Erteilung mündlicher und 
schriftlicherFachauskünfteoder sonstiger fachspezifischer Tätigkeiten betragen die 
Gebühren18,00 Europro angefangenehalbeStundeZeitaufwand. 

Die letzte angefangene halbe Stunde des Zeitaufwands wird als volle halbe Stunde 
gerechnet.Das gleichegilt,wennder Zeitaufwandeine halbe Stundenichterreicht. 

Für Auszügeaus Standesamtsunterlagenohne vorherigenRechercheaufwandwirdeine 
Pauschale von12,00 € pro Auszugerhoben. 

Für die Herstellungvon Kopien,Ausdruckenund Lichtbildaufnahmenauf Normalpapier 
werdenpro Stück folgendeGebührenerhoben: 
1. KopienDIN A 4 undkleiner........................................................ 1,00 Euro 
2. Kopiengrößer als DIN A 4 bisDIN A3..................................... 1,20 Euro 
3. Kopien von Lichtbildaufnahmen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  6,00 Euro 

Fürdie AnfertigungundBereitstellungvonReproduktionenim digitalenVerfahrenwerden 
proStück folgendeGebührenerhoben: 
1. AufnahmenbisVorlagengrößeDIN A0....................................... 18,00 Euro 
2. AufnahmenvonDias/Negativen.............................................. 9,00 Euro 
3. Bearbeitungspauschale für AnfertigungoderBereitstellungvon 

DigitalaufnahmenmitbesonderenBearbeitungsaufwand(z.B.
Bildbearbeitung, Ausschneidenoder Zusammensetzenvon 
Digitalisaten)proangefangene5 Minuten............................. 6,00 Euro 

Neben den Gebührennach Absätzen1 bis 4 werdenals Auslagedie Postgebührenund 
die Kosteneiner Versendung(z.B. VerpackungundVersicherung)erhoben. 

5 5 
Gebührenerlass 

Gebührennach 5 4 werdennicht erhobenbei: 
1. einfachenmündlichenund schriftlichen Auskünftenohne Hinzuziehungoder Vorlage 

vonArchivgut 
2. nachweisbar wissenschaftlichen, heimatkundlichen oder unterrichtlichen Recherchen 

im Zuge der Erteilungeiner einfachenErstauskunft 
3. Amts- und Rechtshilfesachenfür den Bund, die Länder und die Gemeinden, 

Gemeindeverbände, Stiftungendes öffentlichenRechts und Körperschaftendes 
öffentlichenRechtsder BundesrepublikDeutschland 

4. Auskünfteund Nachforschungen.die den Nachweis eines versorgungsrechtlichen 
Anspruchszum Zielhaben. 

Die Gebührenfreiheitentbindetnicht vonder Zahlungder Auslagen. 



     

5 6 
In-Kraft-Treten I Außer-Kraft-Treten 

Diese Satzung trittam 01.01.2024 in Kraft.Gleichzeitigtrittdie Satzungvom 25.05.2021 außer 
Kraft. 

Burgau, 22.12.2022 

' Brenner 
Erster Bürgermeister 


